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Eine Bremer Initiative veröffent-
lichte am 25. August folgenden Auf-
ruf zur Absicherung der Hochschul-
zivilklausel und für die Entwicklung 
eines Friedenskonzepts:

Wir, die Unterzeichnerinnen und 
Unterzeichner, sind Bremer Bürger, 
Wissenschaftler und Studierende, die 
sich für die friedliche Entwicklung 
auf unserem Planeten engagieren und 
zum Protest aufrufen gegen die Pläne 
der Leitung der Hochschule Bremen, 
Buchstaben und Geist der im Hoch-
schulgesetz verankerten Zivilklausel 
auszuhebeln.

Die Zivilklausel ist im Rahmen von 
Forschung, Lehre und Studium auf-
rechtzuerhalten und thematisch weiter-
zuentwickeln für eine aktive, friedliche 
und gewaltfreie Zukunftsgestaltung, 
gegen Gewaltandrohung, militärische 
Zerstörungen und Interventionskriege. 
Daher fordern wir, die Hochschulzivil-
klausel in einer zweiten Ausbaustufe 
abzusichern und zu ergänzen durch 
friedenspolitische Forschungs-, Lehr- 
und Studienkonzepte, die bis Mitte 
2017 zu entwerfen, anschließend hoch-
schulöffentlich zu diskutieren, der bre-
mischen Öffentlichkeit vorzulegen und 
im Jahre 2018 durch die Bürgerschaft 

zu verabschieden und aus dem Hoch-
schulhaushalt zu finanzieren sind.

Auf der Grundlage der Zivilklau-
sel, ergänzt um die friedenspolitischen 
Forschungs-, Lehr- und Studienkon-
zepte, verbieten sich Verträge der 
Hochschulen über Rüstungsforschung 
und Ausbildungsgänge für Militärbe-
rufe oder rüstungsnahe Zivilberufe.

Erstunterzeichner: Barbara Alms, 

Gerhard Baisch, Hans-Heinrich Bass, 

Rudolph Bauer, Jan Bredereke, Hart-

mut Drewes, Wolfram Elsner, Johan-

nes Feest, Claudius Gräbner, Rupert 

Holzapfel, Sönke Hundt, Ekkehard 

Lentz, Peter Schmidt, Dietrich Schul-

ze, Armin Stolle.

Weitere Unterschriften bitte per E-

Mail an: hartmut_drewes@web.de

Der Europaabgeordnete Fabio De 
Masi (Die Linke) kommentierte am 
Dienstag die EU-Forderung an den 
US-Konzern Apple, mehrere Milliar-
den Euro Steuernachzahlung zu lei-
sten, in einer Presseerklärung:

Die Entscheidung der Kommission ist 
überfällig. Die USA versuchen mit al-
ler Macht die Steuertricks ihrer Kon-
zerne zu decken. Das Beihilferecht ist 
jedoch unzureichend, um Steuerdum-

ping in der EU wirksam einzudäm-
men.

Die USA argumentieren, dass Pro-
fite von US-Multis in den USA steuer-
pflichtig wären und dass das Urteil der 
Kommission US-Konzerne diskrimi-
niert. US-Konzerne horten jedoch Bil-
lionen Euro offshore, bei Apple allein 
sind es mittlerweile 200 Milliarden 
Euro. Dank Steuertricks und Deals mit 
Regierungen wie in Irland unterliegen 
diese Gewinne aktuell minimalen oder 
gar keinen Steuern.

So wichtig ein starkes Urteil ge-
gen Apples Deal ist, so sehr ist das 
EU-Beihilferecht unzureichend, um 
umfassend gegen Steuerdumping vor-
zugehen. Denn es muss umständlich 
nachgewiesen werden, dass die inter-
nen Transferpreise von Konzernen 
nicht Marktpreisen entsprechen. Die 
EU-Kommission konzentriert sich da-
her nur auf die großen Fische und 
macht sich so gegenüber den USA an-
greifbar, die eine Diskriminierung von 
US-Konzernen unterstellen.

Zudem müssen maximal die ver-
miedenen Steuern nachgezahlt wer-
den. Es gibt keine Strafen. Und das 
Geld geht an die Regierung, die den 
Deal ermöglicht hat. So bleiben faule 
Steuerdeals weitgehend risikofrei. (…)

Am 11. September finden 
in Niedersachsen Kom-
munalwahlen statt. Was 

sind die drängendsten Probleme 
in den Kommunen des Bundes-
landes? 

Sie sind finanziell ausgeblutet und 
haben kaum Spielräume für Verände-
rungen. Soziales, von Wohnungsbau 
bis Personalaufstockung, Gestaltung 
des Nahverkehrs, Finanzierung von 
kommunalen Krankenhäusern und 
anderen Einrichtungen wird zurück-
gefahren statt ausgebaut. Eine gute 
Lebensqualität der Einwohnerinnen 
und Einwohner spielt im öffentlichen 
Bereich eine immer kleinere Rolle. 
Durch Privatisierung wird auch in 
der Kommune immer deutlicher: 
Wer es gut haben will, muss dafür 
zahlen.

Wie sehen Ihre Lösungsvor-
schläge aus?

Unser Anliegen ist die Verknüpfung 
der Realität in den Kommunen mit 
Landes- und Bundespolitik. Ohne 
eine bessere finanzielle Ausstattung 
der Kommunen wird vor Ort nicht 
viel gehen. Dies bestätigt unter an-
derem auch der Deutsche Städtetag, 
dem man nicht nachsagen kann, 
links geprägt zu sein. Konkret müs-
sen kommunale CDU-, SPD- und 
Grünen-Gliederungen in ihren Re-
gierungsparteien Druck nach oben 
ausüben.

Warum sollten Sie das tun? 
Die niedersächsische Landesregie-
rung aus SPD und Grünen wollte 
ursprünglich im Bund darauf hin-
wirken, die Vermögenssteuer wieder 
einzuführen. Nach der Wahl 2013 
verschwand diese Idee jedoch wieder 
in der Schublade. Die Partei Die Lin-
ke muss darüber aufklären und eine 

Veränderung einfordern. Im Kleinen 
werden wir weiterhin für Verbesse-
rungen in den Kommunen eintreten, 
wo es denn möglich ist.

Die AfD tritt erstmalig zu den 
Kommunalwahlen in Nieder-
sachsen an. Wie viele Ihrer bis-
herigen Wähler werden Sie an 
die Rechtspopulisten verlieren?

Von unseren emanzipatorisch den-
kenden Wählern keine. Menschen, 
die sich mit unseren Ideen auseinan-
dersetzen und sie richtig finden, wer-
den nicht wechseln. Im Gegenteil, 
gerade Jung- und Erstwähler sind an 
linker Politik sehr interessiert. Wir 
gehen davon aus, dass wir in Nieder-
sachsen unsere bisherigen kommu-
nalen Mandate halten und auch neue 
dazugewinnen werden.

Aber Ihre Partei wird doch vie-
lerorts als etablierte Kraft und 
nicht mehr als gesellschaftliche 
Opposition wahrgenommen.

In Niedersachsen werden wir nir-
gends als mitspielende etablierte 
Partei angesehen, sondern als gesell-

schaftliche Opposition, die soziale 
Gerechtigkeit mit der Option der 
Überwindung des Kapitalismus ver-
bindet. Unser Motto »Bewegung in 
die Räte« sagt genau dies aus. Reine 
Protestpartei war Die Linke nie und 
wollte sie nie sein, das ist viel zu 
verkürzt.

Wie aber wollen Sie sich konkret 
von der AfD abgrenzen, und wa-
rum tut sich Ihre Partei damit 
oftmals so schwer? 

Abgrenzen muss man sich von Ideen, 
zu denen es eine Nähe gibt, sonst 
gäbe es keine Grenze. Da wir diese 
aber zur AfD in keiner Weise haben, 
müssen wir auch nicht immer und 
immer wieder beweisen, dass es diese 
nicht gibt. Mit unseren klaren Aussa-
gen zu sozialer Gerechtigkeit für alle, 
Umverteilung des Reichtums, aber 
auch mit unserer zentralen Forderung 
»Flüchtlingen helfen – Kriege been-
den – Rassisten stoppen« bleiben wir 
unserem internationalen Ansatz und 
der Gleichberechtigung aller treu. Wo 
tun wir uns also schwer in der Abgren-
zung zur AfD? Wir zeigen doch genau 
den Weg, der sich nicht der Platitüde 
»Wir schaffen das« bedient, trotzdem 
die Sorgen der Menschen ernst nimmt 
und die einzig richtige Antwort darauf 
gibt: Erst wenn Kriege und Waffen-
exporte beendet werden, erst wenn 
Hunger, Armut und Umweltkatastro-
phen überwunden werden, müssen 
Menschen nicht mehr fliehen. Dort 
müssen wir ansetzen – an den Fluch-
tursachen. Auch das benennen wir 
kommunal. Das Plakat, das ich gerade 
beschrieben habe, wurde übrigens in 
meiner Stadt von Jung- und Erstwäh-
lerinnen und -wählern als beste Wahl-
kampfaussage gewählt.
 Interview: Markus Bernhardt

»Reine Protestpartei wollte 
Die Linke nie sein«

Abrechnung in Brasília

Rheinmetall AG

Dilma Rousseff ruft die Geschichte an

Autotuner des Tages 

Vergessen Sie getönte Fen-
sterscheiben, Heckspoiler 
und Rallystreifen. Wer sein 

Auto wirklich aufmotzen will, sollte 
sich an Rheinmetall-Chef Armin 
Papperger halten. Die Automobil-
sparte des Konzerns solle künftig 
enger mit den Rüstungsgeschäften 
des Düsseldorfer Unternehmens 
verzahnt werden, sagte er am Diens-
tag gegenüber dpa. »Wir wollen bis 
2018 die Synergien heben, die wir 
heben können.« Was darf darunter 
verstanden werden? Serienmäßige 
Flakgeschütze für den VW-Golf? 
Rumst lauter als die frisierte Bassrol-
le im Kofferraum. Ziel sei es, dem 
operativen Gewinn auf die Sprünge 
zu helfen. »Fünf Prozent müssen es 
schon werden«, meinte Papperger. 
Hierfür stünden neue Technologien 
im Vordergrund, in die die Rhein-

metall AG »kräftig« investieren will. 
So seien die Elektromobilität oder 
Hybridtechnologie nicht nur Themen 
der Autosparte, sondern auch in der 
Rüstung, betonte der Manager. Für 
dieses Jahr plant das Unternehmen 
einen Umsatz von insgesamt 5,5 Mil-
liarden Euro.

Außer beim »klassischen Rü-
stungsgeschäft« weiten sich Pap-
pergers Pupillen, wenn er »Terror« 
vernimmt. Vor dem Hintergrund 
einer potentiellen Anschlagsgefahr 
sieht er eine »riesige« Nachfrage. 
So habe das Unternehmen kürz-
lich einen Auftrag für die Polizei 
in Nordrhein-Westfalen erhalten. 
Bisher seien Schutzwesten oft nur 
dazu geeignet, Schüsse aus Hand-
feuerwaffen zu stoppen, die neuen 
Westen können nach Angaben des 
Konzerns selbst dem Beschuss mit 
Schnellfeuerwaffen widerstehen. 
Auch Drohnen wären ein mordsmä-
ßiges Geschäft. Außerdem hofft das 
Unternehmen, die Landespolizei-
behörden mit stärker gepanzerten 
Fahrzeugen versorgen zu können. 
Es gebe hier erkennbares Interesse 
bei den Beamten, hieß es im Unter-
nehmen. Nur nicht tieferlegen, die 
guten Gefährte. Sonst bleibt noch 
die Frontschürze am Bordstein hän-
gen.  (sz)

Mit erhobenem Haupt las 
die Angeklagte ihren 
Richtern die Leviten. 

Mit einer energischen Rede bezog 
Brasiliens Präsidentin im gegen 
sie geführten Amtsenthebungsver-
fahren vor dem Senat als letzter 
Instanz Stellung. Dilma Rousseff 
wirkte gezeichnet, doch sie hatte 
das Brandeisen dabei, dessen Mal 
man hier nicht gern tragen möchte. 
»Putsch« ist so ein hartes Wort. Im 
feinen Oberhaus achtet man auf 
Etikette. Ehrenmänner sind zwar 
auch hier rar, doch ist es nicht ein 
Ort pöbelnder Hinterwäldler wie 
die untere Parlamentsetage. Und 
schließlich: Auf den Straßen rollen 
keine Panzer, die Armee ist nach 
Olympia wieder in den Kasernen, 
kein Senator fordert von Rousseff 
den Griff zum Schierlingsbecher. 
Gegen die Interimsregierung von 
Michel Temer darf fleißig demon-
striert werden, vielleicht kommen 
mal ein paar Polizeiknüppel und 
etwas Tränengas dazwischen. Kurz 
gesagt, es herrscht ungefähr das üb-
liche Maß an Repression. 

Ein normales Verfahren im Rah-
men der geltenden Verfassung soll 
es sein, folgt man der neuen Globo-
Regierung. Ein Vorgang, wie es ihn 
in anderen demokratischen Staaten 
auch geben könnte. Die vom Gesetz 
vorgesehenen Regeln werden be-
folgt, der respektierliche Präsident 
des Obersten Gerichtshofes wacht 
als Vorsitzender des Prozesses dar-
über. Es gibt da nur ein klitzeklei-
nes Problem: Die Anklage gegen 
Rousseff wegen »Haushaltstricks« 
ist heiße Luft. Reden wir also nicht 
drüber: Sie habe die falsche Augen-
farbe, sei zu dick oder zu dünn, das 

hätte den gleichen Gehalt. Beide 
Seiten wissen das. Und ohne die 
Mitwirkung von Justizkreisen am 
Komplott wäre es nie soweit ge-
kommen. Schmutzige Tricks gab es 
allerdings einige, wie illegale Ab-
hör- und Polizeiaktionen, die me-
dial ausgeschlachtet wurden. Wäh-
rend der populärste Linkspolitiker, 
Expräsident Lula da Silva, von 
einem rechten Richter kaltgestellt 
wurde, durfte ein mafiöser Eduardo 
Cunha im Parlament noch so lange 
wie nötig die Strippen ziehen. 

Rousseffs Rede war ein Spa-
gat. Auf der einen Seite stand 
ein klares politisches Plädoyer, 
die Verteidigung sozialer Errun-
genschaften und zivilisatorischer 
Fortschritte während der PT-Ära. 
Die Widerstandskämpferin gegen 
die Militärdiktatur erinnerte an 
frühere, bereits ebenso demokra-
tisch bemäntelte Staatsstreiche in 
Lateinamerika und Brasilien. Heute 
nähmen konservative Sektoren der 
Elite Revanche für die Niederlage 
an den Urnen. Man sei nur noch 
»einen Schritt« vom einem »tat-
sächlichen Putsch« entfernt. Eine 
Absetzung der Präsidentin aus 
Gründen, die beliebig sind, ist kein 
normaler Machtwechsel, sondern 
ein Demokratiebruch. Zugleich 
argumentierte Rousseff gegen die 
Pseudoanklagen. Mehr wohl für die 
Öffentlichkeit verteidigte sie ihre 
Managerehre als für die Böcke im 
Senat, die die Gärtnerin verstoßen 
wollen. Rousseffs Absetzung wäre 
nur eine Station des Rollbacks in 
Brasilien. Ihre Haltung bleibt ein 
Vorbild für alle, die weiter auf 
der richtigen Seite der Geschichte 
kämpfen. Das Eisen glüht schon. 

Peter Steiniger

Kommunalwahl in Niedersachsen: Finanzierung der Gemeinden 
ist auch Aufgabe von Land und Bund. Gespräch mit Anja Stoeck
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Anja Stoeck ist Landessprecherin der 
Linkspartei in Niedersachsen
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zivilklausel und für die Entwicklung 
eines Friedenskonzepts:

Wir, die Unterzeichnerinnen und 
Unterzeichner, sind Bremer Bürger, 
Wissenschaftler und Studierende, die 
sich für die friedliche Entwicklung 
auf unserem Planeten engagieren und 
zum Protest aufrufen gegen die Pläne 
der Leitung der Hochschule Bremen, 
Buchstaben und Geist der im Hoch-
schulgesetz verankerten Zivilklausel 
auszuhebeln.

Die Zivilklausel ist im Rahmen von 
Forschung, Lehre und Studium auf-
rechtzuerhalten und thematisch weiter-
zuentwickeln für eine aktive, friedliche 
und gewaltfreie Zukunftsgestaltung, 
gegen Gewaltandrohung, militärische 
Zerstörungen und Interventionskriege. 
Daher fordern wir, die Hochschulzivil-
klausel in einer zweiten Ausbaustufe 
abzusichern und zu ergänzen durch 
friedenspolitische Forschungs-, Lehr- 
und Studienkonzepte, die bis Mitte 
2017 zu entwerfen, anschließend hoch-
schulöffentlich zu diskutieren, der bre-
mischen Öffentlichkeit vorzulegen und 
im Jahre 2018 durch die Bürgerschaft 

zu verabschieden und aus dem Hoch-
schulhaushalt zu finanzieren sind.

Auf der Grundlage der Zivilklau-
sel, ergänzt um die friedenspolitischen 
Forschungs-, Lehr- und Studienkon-
zepte, verbieten sich Verträge der 
Hochschulen über Rüstungsforschung 
und Ausbildungsgänge für Militärbe-
rufe oder rüstungsnahe Zivilberufe.

Erstunterzeichner: Barbara Alms, 

Gerhard Baisch, Hans-Heinrich Bass, 

Rudolph Bauer, Jan Bredereke, Hart-

mut Drewes, Wolfram Elsner, Johan-

nes Feest, Claudius Gräbner, Rupert 

Holzapfel, Sönke Hundt, Ekkehard 

Lentz, Peter Schmidt, Dietrich Schul-

ze, Armin Stolle.

Weitere Unterschriften bitte per E-

Mail an: hartmut_drewes@web.de

Der Europaabgeordnete Fabio De 
Masi (Die Linke) kommentierte am 
Dienstag die EU-Forderung an den 
US-Konzern Apple, mehrere Milliar-
den Euro Steuernachzahlung zu lei-
sten, in einer Presseerklärung:

Die Entscheidung der Kommission ist 
überfällig. Die USA versuchen mit al-
ler Macht die Steuertricks ihrer Kon-
zerne zu decken. Das Beihilferecht ist 
jedoch unzureichend, um Steuerdum-

ping in der EU wirksam einzudäm-
men.

Die USA argumentieren, dass Pro-
fite von US-Multis in den USA steuer-
pflichtig wären und dass das Urteil der 
Kommission US-Konzerne diskrimi-
niert. US-Konzerne horten jedoch Bil-
lionen Euro offshore, bei Apple allein 
sind es mittlerweile 200 Milliarden 
Euro. Dank Steuertricks und Deals mit 
Regierungen wie in Irland unterliegen 
diese Gewinne aktuell minimalen oder 
gar keinen Steuern.

So wichtig ein starkes Urteil ge-
gen Apples Deal ist, so sehr ist das 
EU-Beihilferecht unzureichend, um 
umfassend gegen Steuerdumping vor-
zugehen. Denn es muss umständlich 
nachgewiesen werden, dass die inter-
nen Transferpreise von Konzernen 
nicht Marktpreisen entsprechen. Die 
EU-Kommission konzentriert sich da-
her nur auf die großen Fische und 
macht sich so gegenüber den USA an-
greifbar, die eine Diskriminierung von 
US-Konzernen unterstellen.

Zudem müssen maximal die ver-
miedenen Steuern nachgezahlt wer-
den. Es gibt keine Strafen. Und das 
Geld geht an die Regierung, die den 
Deal ermöglicht hat. So bleiben faule 
Steuerdeals weitgehend risikofrei. (…)

Am 11. September finden 
in Niedersachsen Kom-
munalwahlen statt. Was 

sind die drängendsten Probleme 
in den Kommunen des Bundes-
landes? 

Sie sind finanziell ausgeblutet und 
haben kaum Spielräume für Verände-
rungen. Soziales, von Wohnungsbau 
bis Personalaufstockung, Gestaltung 
des Nahverkehrs, Finanzierung von 
kommunalen Krankenhäusern und 
anderen Einrichtungen wird zurück-
gefahren statt ausgebaut. Eine gute 
Lebensqualität der Einwohnerinnen 
und Einwohner spielt im öffentlichen 
Bereich eine immer kleinere Rolle. 
Durch Privatisierung wird auch in 
der Kommune immer deutlicher: 
Wer es gut haben will, muss dafür 
zahlen.

Wie sehen Ihre Lösungsvor-
schläge aus?

Unser Anliegen ist die Verknüpfung 
der Realität in den Kommunen mit 
Landes- und Bundespolitik. Ohne 
eine bessere finanzielle Ausstattung 
der Kommunen wird vor Ort nicht 
viel gehen. Dies bestätigt unter an-
derem auch der Deutsche Städtetag, 
dem man nicht nachsagen kann, 
links geprägt zu sein. Konkret müs-
sen kommunale CDU-, SPD- und 
Grünen-Gliederungen in ihren Re-
gierungsparteien Druck nach oben 
ausüben.

Warum sollten Sie das tun? 
Die niedersächsische Landesregie-
rung aus SPD und Grünen wollte 
ursprünglich im Bund darauf hin-
wirken, die Vermögenssteuer wieder 
einzuführen. Nach der Wahl 2013 
verschwand diese Idee jedoch wieder 
in der Schublade. Die Partei Die Lin-
ke muss darüber aufklären und eine 

Veränderung einfordern. Im Kleinen 
werden wir weiterhin für Verbesse-
rungen in den Kommunen eintreten, 
wo es denn möglich ist.

Die AfD tritt erstmalig zu den 
Kommunalwahlen in Nieder-
sachsen an. Wie viele Ihrer bis-
herigen Wähler werden Sie an 
die Rechtspopulisten verlieren?

Von unseren emanzipatorisch den-
kenden Wählern keine. Menschen, 
die sich mit unseren Ideen auseinan-
dersetzen und sie richtig finden, wer-
den nicht wechseln. Im Gegenteil, 
gerade Jung- und Erstwähler sind an 
linker Politik sehr interessiert. Wir 
gehen davon aus, dass wir in Nieder-
sachsen unsere bisherigen kommu-
nalen Mandate halten und auch neue 
dazugewinnen werden.

Aber Ihre Partei wird doch vie-
lerorts als etablierte Kraft und 
nicht mehr als gesellschaftliche 
Opposition wahrgenommen.

In Niedersachsen werden wir nir-
gends als mitspielende etablierte 
Partei angesehen, sondern als gesell-

schaftliche Opposition, die soziale 
Gerechtigkeit mit der Option der 
Überwindung des Kapitalismus ver-
bindet. Unser Motto »Bewegung in 
die Räte« sagt genau dies aus. Reine 
Protestpartei war Die Linke nie und 
wollte sie nie sein, das ist viel zu 
verkürzt.

Wie aber wollen Sie sich konkret 
von der AfD abgrenzen, und wa-
rum tut sich Ihre Partei damit 
oftmals so schwer? 

Abgrenzen muss man sich von Ideen, 
zu denen es eine Nähe gibt, sonst 
gäbe es keine Grenze. Da wir diese 
aber zur AfD in keiner Weise haben, 
müssen wir auch nicht immer und 
immer wieder beweisen, dass es diese 
nicht gibt. Mit unseren klaren Aussa-
gen zu sozialer Gerechtigkeit für alle, 
Umverteilung des Reichtums, aber 
auch mit unserer zentralen Forderung 
»Flüchtlingen helfen – Kriege been-
den – Rassisten stoppen« bleiben wir 
unserem internationalen Ansatz und 
der Gleichberechtigung aller treu. Wo 
tun wir uns also schwer in der Abgren-
zung zur AfD? Wir zeigen doch genau 
den Weg, der sich nicht der Platitüde 
»Wir schaffen das« bedient, trotzdem 
die Sorgen der Menschen ernst nimmt 
und die einzig richtige Antwort darauf 
gibt: Erst wenn Kriege und Waffen-
exporte beendet werden, erst wenn 
Hunger, Armut und Umweltkatastro-
phen überwunden werden, müssen 
Menschen nicht mehr fliehen. Dort 
müssen wir ansetzen – an den Fluch-
tursachen. Auch das benennen wir 
kommunal. Das Plakat, das ich gerade 
beschrieben habe, wurde übrigens in 
meiner Stadt von Jung- und Erstwäh-
lerinnen und -wählern als beste Wahl-
kampfaussage gewählt.
 Interview: Markus Bernhardt

»Reine Protestpartei wollte 
Die Linke nie sein«

Abrechnung in Brasília

Rheinmetall AG

Dilma Rousseff ruft die Geschichte an

Autotuner des Tages 

Vergessen Sie getönte Fen-
sterscheiben, Heckspoiler 
und Rallystreifen. Wer sein 

Auto wirklich aufmotzen will, sollte 
sich an Rheinmetall-Chef Armin 
Papperger halten. Die Automobil-
sparte des Konzerns solle künftig 
enger mit den Rüstungsgeschäften 
des Düsseldorfer Unternehmens 
verzahnt werden, sagte er am Diens-
tag gegenüber dpa. »Wir wollen bis 
2018 die Synergien heben, die wir 
heben können.« Was darf darunter 
verstanden werden? Serienmäßige 
Flakgeschütze für den VW-Golf? 
Rumst lauter als die frisierte Bassrol-
le im Kofferraum. Ziel sei es, dem 
operativen Gewinn auf die Sprünge 
zu helfen. »Fünf Prozent müssen es 
schon werden«, meinte Papperger. 
Hierfür stünden neue Technologien 
im Vordergrund, in die die Rhein-

metall AG »kräftig« investieren will. 
So seien die Elektromobilität oder 
Hybridtechnologie nicht nur Themen 
der Autosparte, sondern auch in der 
Rüstung, betonte der Manager. Für 
dieses Jahr plant das Unternehmen 
einen Umsatz von insgesamt 5,5 Mil-
liarden Euro.

Außer beim »klassischen Rü-
stungsgeschäft« weiten sich Pap-
pergers Pupillen, wenn er »Terror« 
vernimmt. Vor dem Hintergrund 
einer potentiellen Anschlagsgefahr 
sieht er eine »riesige« Nachfrage. 
So habe das Unternehmen kürz-
lich einen Auftrag für die Polizei 
in Nordrhein-Westfalen erhalten. 
Bisher seien Schutzwesten oft nur 
dazu geeignet, Schüsse aus Hand-
feuerwaffen zu stoppen, die neuen 
Westen können nach Angaben des 
Konzerns selbst dem Beschuss mit 
Schnellfeuerwaffen widerstehen. 
Auch Drohnen wären ein mordsmä-
ßiges Geschäft. Außerdem hofft das 
Unternehmen, die Landespolizei-
behörden mit stärker gepanzerten 
Fahrzeugen versorgen zu können. 
Es gebe hier erkennbares Interesse 
bei den Beamten, hieß es im Unter-
nehmen. Nur nicht tieferlegen, die 
guten Gefährte. Sonst bleibt noch 
die Frontschürze am Bordstein hän-
gen.  (sz)

Mit erhobenem Haupt las 
die Angeklagte ihren 
Richtern die Leviten. 

Mit einer energischen Rede bezog 
Brasiliens Präsidentin im gegen 
sie geführten Amtsenthebungsver-
fahren vor dem Senat als letzter 
Instanz Stellung. Dilma Rousseff 
wirkte gezeichnet, doch sie hatte 
das Brandeisen dabei, dessen Mal 
man hier nicht gern tragen möchte. 
»Putsch« ist so ein hartes Wort. Im 
feinen Oberhaus achtet man auf 
Etikette. Ehrenmänner sind zwar 
auch hier rar, doch ist es nicht ein 
Ort pöbelnder Hinterwäldler wie 
die untere Parlamentsetage. Und 
schließlich: Auf den Straßen rollen 
keine Panzer, die Armee ist nach 
Olympia wieder in den Kasernen, 
kein Senator fordert von Rousseff 
den Griff zum Schierlingsbecher. 
Gegen die Interimsregierung von 
Michel Temer darf fleißig demon-
striert werden, vielleicht kommen 
mal ein paar Polizeiknüppel und 
etwas Tränengas dazwischen. Kurz 
gesagt, es herrscht ungefähr das üb-
liche Maß an Repression. 

Ein normales Verfahren im Rah-
men der geltenden Verfassung soll 
es sein, folgt man der neuen Globo-
Regierung. Ein Vorgang, wie es ihn 
in anderen demokratischen Staaten 
auch geben könnte. Die vom Gesetz 
vorgesehenen Regeln werden be-
folgt, der respektierliche Präsident 
des Obersten Gerichtshofes wacht 
als Vorsitzender des Prozesses dar-
über. Es gibt da nur ein klitzeklei-
nes Problem: Die Anklage gegen 
Rousseff wegen »Haushaltstricks« 
ist heiße Luft. Reden wir also nicht 
drüber: Sie habe die falsche Augen-
farbe, sei zu dick oder zu dünn, das 

hätte den gleichen Gehalt. Beide 
Seiten wissen das. Und ohne die 
Mitwirkung von Justizkreisen am 
Komplott wäre es nie soweit ge-
kommen. Schmutzige Tricks gab es 
allerdings einige, wie illegale Ab-
hör- und Polizeiaktionen, die me-
dial ausgeschlachtet wurden. Wäh-
rend der populärste Linkspolitiker, 
Expräsident Lula da Silva, von 
einem rechten Richter kaltgestellt 
wurde, durfte ein mafiöser Eduardo 
Cunha im Parlament noch so lange 
wie nötig die Strippen ziehen. 

Rousseffs Rede war ein Spa-
gat. Auf der einen Seite stand 
ein klares politisches Plädoyer, 
die Verteidigung sozialer Errun-
genschaften und zivilisatorischer 
Fortschritte während der PT-Ära. 
Die Widerstandskämpferin gegen 
die Militärdiktatur erinnerte an 
frühere, bereits ebenso demokra-
tisch bemäntelte Staatsstreiche in 
Lateinamerika und Brasilien. Heute 
nähmen konservative Sektoren der 
Elite Revanche für die Niederlage 
an den Urnen. Man sei nur noch 
»einen Schritt« vom einem »tat-
sächlichen Putsch« entfernt. Eine 
Absetzung der Präsidentin aus 
Gründen, die beliebig sind, ist kein 
normaler Machtwechsel, sondern 
ein Demokratiebruch. Zugleich 
argumentierte Rousseff gegen die 
Pseudoanklagen. Mehr wohl für die 
Öffentlichkeit verteidigte sie ihre 
Managerehre als für die Böcke im 
Senat, die die Gärtnerin verstoßen 
wollen. Rousseffs Absetzung wäre 
nur eine Station des Rollbacks in 
Brasilien. Ihre Haltung bleibt ein 
Vorbild für alle, die weiter auf 
der richtigen Seite der Geschichte 
kämpfen. Das Eisen glüht schon. 

Peter Steiniger

Kommunalwahl in Niedersachsen: Finanzierung der Gemeinden 
ist auch Aufgabe von Land und Bund. Gespräch mit Anja Stoeck
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Anja Stoeck ist Landessprecherin der 
Linkspartei in Niedersachsen
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